
Solidarität  mit  den  serbischen
Student:innenprotesten!
REVOLUTION  Delegation  nach  Serbien,  vom  April  2025  –  Lesezeit:  5
Minuten

Seit  Monaten  protestieren  Student:innen  in  Serbien.  Unis  sind  besetzt,
Straßen werden blockiert und die Solidarität in der Bevölkerung ist enorm.
Wir haben uns vor Ort ein Bild davon gemacht.

Was ist denn in Serbien eigentlich los?
Auslöser für die aktuellen Proteste war der Einbruch eines Bahnhofsvordachs
in Novi Sad am 1. November 2024, bei dem 15 Menschen getötet wurden.
Dieser gehört zu einem von China geleiteten Modernisierungsprojekt der
serbischen Eisenbahninfrastruktur. Da die Dokumente dazu als vertraulich
eingestuft werden, wirft die Bewegung der Regierung Korruption vor. Solche
und ähnliche Korruption ist in der serbischen Politik omnipräsent. Ob bei den
Wahlen, ausländischen Investitionen oder eben Bauprojekten.

Aber woran liegt das?
Die Regierung und ihre relativ direkt unterstehenden Behörden haben kein
Interesse am Wohlbefinden der Bevölkerung, sondern wollen sich Geld in die
eigenen Taschen stopfen. Das ist keine persönliche Boshaftigkeit, sondern
ein logisches Resultat der halbkolonialen Lage Serbiens im kapitalistischen
Weltsystem.  Da  die  serbischen  Kapitalist:innen  nicht  selbstbestimmt  mit
Mächten  wie  Deutschland  oder  China  konkurrieren  können,  wird  die
serbische  Wirtschaft  von  diesen  de  facto  beherrscht.  Die  Herrschenden
selbst  wetteifern  darum,  wie  sie  den  Anteil,  den  die  imperialistischen
Großkonzerne ihnen zugestehen, am besten aufteilen können.

So führt Serbiens Rolle als Halbkolonie dazu, dass die serbische Regierung
zwischen den Interessen von EU, China und Russland manövrieren muss, und
jeder Seite Zugeständnisse zu erbringen hat. Damit setzt China in seinen
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Minen in Serbien chinesisches statt serbisches Recht durch und die EU kauft
sich im serbischen Jadar Tal mit Lithium ein, um in Zukunft von anderen
Weltmächten unabhängiger zu werden. Das daraus resultierende korrupte
System führt dazu, dass das Leben der Menschen, die doppelt ausgebeutet
werden,  vom imperialistischen Kapital  und von der korrupten serbischen
Bourgeoisie  und  deren  Verwalter:innen,  mit  zahlreichen  Problemen
konfrontiert  sind.

Das Gesundheitssystem ist  marode, auch dort herrscht Korruption.  Einen
Arzttermin bekommt nur, wer unter der Hand Geld zahlen kann. Apotheken
gibt es auf dem Land keine, und mangels ausreichendem Standard in der
Ausbildung von Pharmazeut:innen ist es Glückssache, ob man das richtige
Medikament bekommt. Der Bausektor ist genauso korrupt, was ja auch zum
Zugunglück von Novi Sad geführt hat. Das Leben wird immer teurer, das
Bildungssystem ist massiv unterfinanziert und dient in den Schulen in erster
Linie  der  Propagierung  einer  serbisch-nationalistischen  Ideologie.
Entsprechend hoch ist die Unzufriedenheit, insbesondere in der Jugend. Die
Bewegung hat auf jeden Fall genug zu tun.

Und das packen sie auch an: Nahezu jede Uni ist in den großen Städten
besetzt, jeden Tag gibt es Plena, in denen die Studis über Aktionen und vieles
mehr diskutieren. Der Rückhalt in der Bevölkerung ist hoch: Auch ältere
Menschen sammeln Spenden für die Unis.  Es gibt Straßenblockaden und
sogar Märsche und Fahrradtouren von Stadt zu Stadt, die die Proteste aufs
Land  tragen.  Bei  einer  Großdemo  in  Belgrad  am  15.  März  haben
hunderttausende  Menschen  teilgenommen!  Die  Regierung  versuchte  die
Bewegung mit  dem Rücktritt  von Ministerpräsident Vučević und anderen
Zugeständnissen zu beschwichtigen. Doch die Bewegung beharrt auf ihren
Forderungen, und will sogar noch mehr Druck aufbauen! Gerade beginnen
sie,  sich  mit  verschiedenen  Gewerkschaften  für  einen  Generalstreik  zu
vernetzen.  Die  Bewegung  ist  eine  Bedrohung  für  die  Regierung,  und
potenziell  auch  für  das  ganze  serbische  System.  Daher  gab  es  auch
Verhaftungen und Angriffe von Regierungsmitgliedern der Partei SNS und
von anderen Rechten auf die Proteste.

Die Bewegung ist eine der größten in Europas jüngerer Geschichte und legen



seit Monaten das Land lahm. Damit die Bewegung nicht erfolglos ausgeht,
muss  sie  ihren  Druck  wie  mit  dem  Generalstreik  verstärken  und
Gegenmachtstrukturen  aufbauen.  Ansätze  dazu  bestehen  bereits,  so
organisieren  Studierende  einen  eigenen  improvisierten  Fernsehsender.

In  ihrer  Praxis  ist  die  Bewegung  sehr  radikal,  das  muss  sich  in  ihren
Forderungen widerspiegeln! Denn ihre Forderungen für die Aufklärung des
Bahnhofdacheinbruchs  in  Novi  Sad  reichen  nicht,  um die  Korruption  zu
beenden. Sie müssen den ökonomischen Ursprung der Korruption aufdecken
und dem Nationalismus in ihren eigenen Reihen den Kampf ansagen. Denn
bis  jetzt  haben  serbisch-nationalistische  bürgerliche  Kräfte  viel  Raum
eingenommen,  linke  Kräfte  sind,  auch  aufgrund  der  eingeschränkten
Organisierungsfreiheit  sehr  schwach  vertreten.  Sie  müssen  sich  mit
Arbeiter:innen vernetzen, da nur diese die Regierung ökonomisch in die Knie
zwingen  können.  Außerdem  müssen  die  Opposition  sowie  die
Kapitalinteressen  Chinas  und der  EU entlarvt  werden!  Ein  System ohne
Korruption  und  ohne  Ausbeutung  kann  es  nur  durch  die  Macht  der
Arbeiter:innen, der Jugend und ihren organisierten Strukturen geben!

Aber  wie  können  wir  die  Bewegung  hier
unterstützen?
Wir  müssen  die  Interessen  in  Serbien  von  der  EU,  deutschem  sowie
österreichischem Kapital entlarven: Österreich profitiert z.B. durch serbische
Migrant:innen, die überausgebeutet werden können, da der Lebensstandard
in Serbien deutlich niedriger ist, und sie mit miesen Löhnen in Österreich
immer noch mehr verdienen als mit mittelmäßigen in Serbien. Auch Erste
Bank  und  Co.  sowie  in  noch  viel  größeren  Maßen  das  Kapital  der
imperialistischen  Großmacht  Deutschland  machen  Profit  in  Serbien.  Das
müssen wir angreifen! Der Hauptfeind steht im eigenen Land!

Und auch für unsere Kämpfe in Österreich und Deutschland können wir von
den Studierenden in Serbien lernen! So bestätigen diese die Stärke dessen,
was wir als REVOLUTION schon lange politisch vorschlagen, was aber in der
Linken kaum präsent ist: Dass es politisch richtig und notwendig ist sich dort



zu organisieren, wo man sich sowieso aufhält, wo also der eigene Platz im
System ist, und dort den Kampf zu beginnen. Genau das tun die serbischen
Studierenden,  sie  besetzen  ihre  Fakultäten  und  stellen  Forderungen
entsprechend ihrer jeweiligen Profession. Anhand dieser organisieren sie die
Proteste und die Studierenden aller Fakultäten sind miteinander solidarisch.
Eine  Bewegung  mit  ähnlicher  Struktur,  die  an  Schule,  Uni  und  Betrieb
kämpft, ihre Forderungen für Schule, Uni und Betrieb stellt und auf Basis
dieser die Massen vor Ort für sich gewinnt, kann auch hunderttausende auf
die Straßen von Wien und Berlin holen und damit Stocker und Merz in große
Bedrängnis bringen!

Wir fordern deshalb:

Imperialistische Mächte: Raus aus Serbien!
Down  with  Vucic!  Für  eine  Übergangsregierung  aus  Strukturen  der
Studierenden  und  der  Arbeiter:innen  und  eine  verfassungsgebende
Versammlung!
Hoch die internationale Solidarität! Der Kampf der serbischen Studierenden
ist  auch  unser  Kampf!  Tragen  wir  ihn  auch  an  unsere  Unis,  Schulen,
Hochschulen und Betriebe!

Gegen  die  „Antisemitismus“-
Resolution! Hetze, Spaltung und
Diffamierung  an  Schulen  und
Unis entgegentreten!
Von Soma Vörös, Februar 2025 – 7 Minuten Lesezeit

In der vergangenen Woche, in der sich die „bürgerliche Mitte“ mit ihrer
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rassistischen  Politik  und  Hetze  gegen  Migrant:innen  ungeahnt  selbst
übertroffen hat, scheint man sich nun beim antijüdischen Rassismus ganz
besonders verantwortungsbewusst zu geben. Union, SPD, Grünen und FDP
sind  plötzlich  ganz  vorne  mit  dabei,  wenn  es  um  den  Kampf  gegen
Antisemitismus geht, während sich hinter dem Schleier des „Nie Wieders“
die Hände von ihrer Mittäterschaft an einem weiteren Genozid wäscht. Ihre
Bundestagsfraktionen  stellten  gemeinsam  einen  Antrag  namens
„Antisemitismus  und  Israelfeindlichkeit  an  Schulen  und  Hochschulen
entschlossen entgegentreten sowie den freien Diskursraum sichern“, der am
vergangenen  Mittwoch  beschlossen  wurde.  Dieser  beruht  auf  der  IHRA-
Definition von Antisemitismus, die Antizionismus mit Antisemitismus effektiv
gleichsetzt. Dadurch sollen Schulen und Hochschulen engere Verbindungen
zu Sicherheitsbehörden schaffen und die Palästinasolidarität noch stärker
unterdrücken.  Der  Widerstand  dagegen  kommt  nicht  nur  aus  der
antiimperialistischen  Bewegung,  sondern  auch  viele  Teile  der  Intelligenz
geben  Widerworte.  Was  das  genau  beinhaltet,  welche  konkreten
Konsequenzen dies hat und wie wir aktiv dagegen kämpfen müssen, soll im
folgenden Artikel behandelt werden.

Die IHRA-Definition
Bereits am 7. November hat der Bundestag eine Antisemitismusresolution
mit  dem  Antrag  „Nie  wieder  ist  jetzt:  Jüdisches  Leben  in  Deutschland
schützen, bewahren und stärken“ verabschiedet. Diese fordert nicht nur ein
verstärktes rechtliches Vorgehen gegen Antisemitismus,  sondern definiert
die  Grundlage  für  Antisemitismus  über  die  International  Holocaust
Remembrance  Alliance  (IHRA).  Die  IHRA  ist  eine  1998  gegründete
zwischenstaatliche Organisation, die sich der Aufklärung über den Holocaust
widmet.

Die  IHRA  setzt  Antizionismus  und  Kritik  an  Israel  weitestgehend  mit
Antisemitismus gleich, indem sie den Staat Israel als „jüdisches Kollektiv“
definiert.  Das  ist  auf  vielen  Ebenen  ein  großes  Problem:  Zum  einen
betrachten sie dadurch Jüdinnen und Juden als homogenes Kollektivsubjekt,
das die Interessen des Zionismus vertritt. Sie lehnen es zwar (richtigerweise)



ab, dass Jüd:innen nicht für Israel zur Rechenschaft gezogen werden sollen.
Aber rein logisch vermischen sie diese Ebenen. Diese führt auf das andere
Problem:  Hierdurch  wird  der  Antisemitismusbegriff  ins  Unkenntliche
verwässert und zu einer politischen Waffe des Imperialismus gemacht. Dass
dieses  Gesetz  die  deutsche  Staatsräson  schützt  und  den  Zionismus
legitimiert, ist offensichtlich. Noch schlimmer ist jedoch die Gefahr, die es für
Migrant:innen und auch für Jüdinnen und Juden darstellt. Als antisemitisch
gilt jeder, der das Geschehen in Gaza als das bezeichnet, was es ist: ein
Genozid. Indem es heute bereits Gang und Gäbe ist, dass legitime Ansprüche
der Palästinenser:innen auf Freiheit von Unterdrückung und Apartheid unter
den Antisemitismusverdacht gestellt wird, verliert der Begriff an Wirkung.
Währenddessen  werden  tatsächliche  Formen  des  Antisemitismus
bagatellisiert,  mit  denen der  deutsche  Staat  ja  oftmals  gar  nicht  so  ein
riesiges Problem zu haben scheint.

Rassist:innen gegen Antisemitismus?
Palästinenser:innen  in  Deutschland  müssen  sich  anhören,  dass  sie
antisemitisch seien, sobald sie sich gegen das Morden ihrer eigenen Familie
einsetzen und für die Befreiung ihres Landes kämpfen. Und auch jüdische
Menschen, die sich mit ihnen solidarisieren und gegen die Gleichsetzung des
Judentums  mit  Israel  kämpfen,  sind  betroffen.  Die  Palästina-
Solidaritätsbewegung  erfährt  seit  jeher  massive  Repression,  und  dieses
Gesetz  legitimiert  diese nun auch rechtlich.  Für Migrant:innen kann das
gravierende  Konsequenzen  haben:  Im  Zuge  des  Rechtsrucks  und  der
verschärften  Abschiebepolitik,  die  von  nahezu  jeder  bürgerlichen  Partei
vertreten wird, kann Palästina-Solidarität sehr schnell zu einer Abschiebung
führen.  Und selbst  wenn es nicht  so weit  kommt,  werden Migrant:innen
dennoch massiv kriminalisiert.

Das Problem des Antisemitismus wird auf Migrant:innen geschoben, wodurch
die  rassistische  Idee  des  „importierten  Antisemitismus“  propagiert  wird.
Diese  Hetze  spaltet  nicht  nur  und  teilt  Migrant:innen  in  „gute“  und
„schlechte“ ein,  sondern gefährdet ebenso jüdisches Leben. Die deutsche
Politik hat dadurch ein Sündenbock und muss sich nicht mit ihren eigenen



Formen der zerstörerischen Unterdrückung auseinandersetzen.  In diesem
Fahrwasser erleben rechte Kräfte und Denkmuster einen rasanten Aufstieg.
Es ist auch schon verräterisch, dass eine Partei wie die AfD, in der offene
Antisemit:innen Karriere machen, sich nun zu den größten Bekämpfern des
Antisemitismus aufspielen – solange es nur gegen Muslime geht. Jüdinnen
und Juden können so nicht effektiv geschützt werden und werden damit auch
in eine passive Position gebracht,  indem sie  ihr  Jüdischsein durch einen
Apartheidstaat definieren zu haben. Sie werden kriminalisiert, wenn sie dies
nicht  tun,  und  ironischerweise  noch  als  antisemitisch  bezeichnet.  Es  ist
offensichtlich, dass dies nichts anderes als eine Instrumentalisierung und ein
Missbrauch des Antisemitismusbegriffs ist,  um zusätzlich rassistische und
rechte Hetze zu legitimieren.

Widerstand an Schulen und Uni!
Für Hochschulen bedeutet das: Der Bundestag fordert die Hochschulen dazu
auf,  sich  an  die  IHRA-Definition  zu  halten  und  diese  in  die  Bildung  zu
integrieren.  Um  den  „freien  Diskursraum  zu  sichern“,  soll  die  IHRA-
Definition  auch  auf  die  Wissenschaft  „einheitlich“  angewandt  werden.
Außerdem  soll  palästinasolidarischer  Aktivismus  an  der  Hochschule
„unterbunden“  werden.  Die  Resolution  fordert  dem  bezüglich  auch,
Finanzierungen zu entziehen, die sich nicht an die Staatsräson halten. Das
Gesetz ermöglicht noch mehr Zwangsexmatrikulationen, Repressionen und
Polizeigewalt an Hochschulen und Universitäten.

Der Angriff auf die Rechte der Studierenden ist kein Zufall – schließlich spielt
die Studierendenschaft eine zentrale Rolle in der Palästina-Bewegung. Mit
Hörsaalbesetzungen, massenhaften Protesten und Camps, aber auch mit der
Integration der palästinensischen Kultur in den Alltag zeigen Studierende
weltweit:  „The students  united will  never  be defeated.“  Doch abgesehen
davon wird der „freie Diskursraum“ weder gesichert noch demokratischer
gestaltet.  Ironischerweise  verhindert  dieser  Antrag  vielmehr  ein
antiimperialistisches Verständnis und verhindert, dass diese Perspektiven in
Wissenschaft und Bildung weiter ausgebaut werden.

Bezüglich Schulen fokussiert sich die Resolution darauf, uns Schüler:innen



zur Staatsräson zu erziehen. Dazu gehört vor Allem, dass Unterrichtsinhalte
und innerschulische Projekte auf zionistische Linie gebracht werden. Zum
Beispiel sollen wir ausgiebig zur Geschichte Israels lernen, aber kein Wort
zur  Geschichte  Palästinas.  Außerdem soll  „inbesondere die  umfangreiche
Auseinandersetzung mit (israelbezogenem) Antisemitismus“ erfolgen. Hinzu
kommt, dass deutsch-israelische Austauschprojekte gestärkt werden sollen,
um uns  durch die  gemachten Erfahrungen stärker  an den Zionismus zu
binden.  Auch  wenn es  natürlich  absolut  notwendig  ist,  sich  kritisch  mit
echtem Antisemitismus zu beschäftigen, ist diese Resolution ein Hohn. Der
Verweis  auf  die  IHRA-Definition  und  die  tatsächliche  Praxis  der  letzten
anderthalb  Jahre  lässt  eher  schließen,  dass  es  dabei  vor  Allem um die
Verteidigung des israelischen Staats gehen soll. Die Schule fungiert hier mal
wieder als Anstalt zur Massenproduktion der staatstreuen Arbeiter:innen.

Als Schüler:innen und Studierende müssen wir die Resolution geschlossen
ablehnen.  Wir  dürfen uns  nicht  im Namen der  Staatsräson unterkriegen
lassen. Besonders im Bildungsbereich ist es wichtig, den Missbrauch und die
imperialistische Instrumentalisierung des Antisemitismusbegriffs sowie die
Verdrängung  palästinensischer  Geschichte  nicht  zuzulassen.  Der  Kampf
gegen den Genozid ist hierzulande im Besonderen auch eine intellektuelle
Auseinandersetzung und der Staat greift nun autoritär ein. Jedoch: Es sind
unsere Räume, unsere Bildung, und wir dulden keinen Eingriff in diese –
weder durch die verabschiedete Resolution noch durch die Polizei auf dem
Campus oder andere Sicherheitsbehörden.

Wir brauchen mehr selbstverwaltete Räume, nicht weniger. Was jetzt nötig
ist,  sind  antirassistische  Strukturen  wie  Antidiskriminierungsstellen
kontrol l iert  durch  Schüler: innen  oder  Student: innen  oder
Selbstverteidigungsorgane,  um  jene  vor  einer  zunehmend  rechten
Gesellschaft zu schützen. Wir müssen uns durch massenhafte Organisation
und  Widerstand  in  unseren  Schule  die  Kontrolle  über  die  Lehrpläne
erkämpfen.  Nicht  nur  zu  Palästina,  sondern  überhaupt!  Die  Palästina-
Solidarität am Campus und auf dem Schulhof darf nicht abnehmen, und der
Kampf um Befreiung muss mit anderen Kämpfen verknüpft werden. Es muss
ein  Verständnis  für  den  Zusammenhang  zwischen  Rechtsruck,



Kürzungspolitik,  Abschiebepolitik  und  der  Repression  der  Palästina-
Bewegung  geschaffen  werden.

Der  Beschluss  des  Bundestags  zeigt,  dass  der  deutsche  Staat  gegen
fundamentale  demokratische  Grundrechte  vorgeht  –  im  Namen  der
historischen  Schuld,  in  Wahrheit  jedoch  unter  Verdrängung der  eigenen
Verantwortung.  Doch der  Kampf  gegen Antisemitismus  wird  nicht  durch
repressive Maßnahmen des deutschen Staates effektiver – besonders nicht,
wenn diese auf einer vollkommen falschen Grundlage beruhen.

Wir lassen uns nicht diffamieren, kriminalisieren oder spalten. Wir stehen
zusammen und holen uns unsere Räume und Bildungsinstitute zurück. Gegen
Hetze,  Spaltung  und  Diffamierung.  Gegen  die  „Antisemitismusresolution“
und die IHRA-Definition. Für einen internationalen, antiimperialistischen und
antizionistischen Kampf!

Credits: Alisdare Hickson CC BY-NC-SA 2.0 via Flickr

Bundeshaushalt  2025:  Lindner
kürzt – Jugend am Limit
Von Yorick F., Juli 2024

Die  Ampelregierung  hat  den  Entwurf  für  den  Bundeshaushalt  2025
bekanntgegeben.  Was  erstmal  langweilig  klingt,  ist  für  große  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  und insbesondere  der  Jugend potentiell  in  mehrerer
Hinsicht existenzbedrohend. Nach der 2022 in Reaktion auf die Eskalation im
Ukraine-Krieg  von  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  ausgesprochenen
„Zeitenwende“, gefolgt von 100 Milliarden Bundeswehrsondervermögen und
einer anhaltenden Militarisierung in der BRD, spricht nun Finanzminister
und  FDP-Vorsitzender  Christian  Lindner  von  einem  „Einstieg  in  eine
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Wirtschaftswende“.  Konkret  bedeutet  das  eine  weitere  Neoliberalisierung
und somit Angriffe auf uns als Jugend und Arbeiter:innenklasse sowie eine
Umverteilung von unten nach oben.

Doch was heißt das?
Nach langer Debatte hat das Kabinett der Ampelregierung ihren vorläufigen
Haushaltsplan für  das Jahr 2025 verabschiedet.  Erst  vorläufig,  da dieser
aufgrund  eines  Verschuldungstricks  (man  möchte  durch  Zahlungen  im
Schienen-  und  Straßenverkehr  nur  in  Darlehen  zahlen  und  somit  die
„Schuldenbremse“ einhalten) noch juristisch geprüft werden muss. Das, was
die selbsternannte „Fortschrittskoalition“ da beschlossen hat, trägt deutlich
den  Stempel  der  FDP,  wird  aber  ohne  Wenn  und  Aber  von  den
Koalitionsparteien mitgetragen. Der Entwurf wird v. a. von Christian Lindner
als Fortschritt verkauft, ist jedoch vor allem eine de facto Steuersenkung für
Spitzenverdiener:innen. Das passiert durch eine Neuabstufung und staatliche
Investitionen  in  Innovationen,  also  in  anderen  Worten  Geld  für
Kapitalist:innen, damit diese im Interesse des „Standort Deutschland“ Profite
erwirtschaften können.

Das  hierfür  notwendige  Geld  soll  u.a.  durch
Einsparungen im Bürgergeld kommen: in Höhe von 4,7
Milliarden.
Hierbei  können  Lindner  und  Co.  aber  nicht  einfach  den  Mindestbeitrag
kürzen.  Denn  schon  2019  hat  das  Bundesverfassungsgericht  eine  solche
Maßnahme  als  verfassungswidrig  erklärt,  da  diese  damit  unter  dem
Existenzminimum liegen würde.  Somit  greift  die  Regierung zu  stärkeren
Sanktionen und Maßgaben, um die Kürzungen zu verwirklichen. Etwa bei der
Annahme von vom Arbeitsamt angebotenen Jobs. Hier soll ein Arbeitsweg
von bis zu 3 Stunden als zumutbar erklärt werden. Das würde 3 Stunden
Fahrzeit  für  8  Stunden (zumeist  nicht  wirklich  existenzsichernde)  Arbeit
bedeuten. Bei den verbliebenen Stunden eines Tages dann neben Haushalt
und  ausreichend  Schlaf  noch  irgendwelche  Freizeit  in  den  Alltag  zu
integrieren, scheint schwer möglich. Bei Nichtannahme solcher Jobs würde
eine Kürzung bis Streichung des Bürgergeldes drohen. Auch das Verpassen



oder  Zuspätkommen  von  Amtsterminen  im  Zusammenhang  mit  dem
Bürgergeld  soll  schärfer  bestraft  werden.  Für  einen  versäumten  Termin
sollen 30 % der  Leistungen gestrichen werden können,  und das  für  die
nächsten 3 Monate.

Diese  Maßnahmen  werden  die  immerhin  15–20  %  der  Jugendlichen
Bürgergeldempfänger:innen  besonders  hart  treffen.  Nicht  nur  ist  das
Pendeln von langen Strecken ohne eigenes Auto und in einem unzureichend
ausgebauten  Regionalverkehrsnetzwerk  schwer,  es  wird  für  Jugendliche
damit auch immer härter,  selbstständig aus potentiell  unterdrückerischen
Familienverhältnissen zu fliehen. Dies ist ohnehin u. a. meist eine finanzielle
Frage. Durch steigende Mieten im Zusammenhang mit einer erschwerten
Antragstellung  und  geringerer  Auszahlung  des  Wohngeldes  wird  ein
selbstständiger  Auszug  für  viele  Jugendliche  zu  einem  Ding  der
Unmöglichkeit. Was auch einige Statistiken zeigen: Jugendliche wohnen im
Durchschnitt immer länger bei ihren Eltern (z. B.: Mikrozensus 2022 vom
Statistischen Bundesamt).

Doch nicht nur beim Bürgergeld werden Milliardensummen gespart, auch in
der Bildung kürzt die „Fortschrittskoalition“ kräftig weg. Bei den Schulen
sollen etwa 1,8 Milliarden eingespart werden, obwohl wir uns schon jetzt
lange  in  einer  Bildungskrise  befinden.  Was  u.  a.  auf  eine  chronische
Unterfinanzierung  der  Schulen  seit  Jahrzehnten  zurückzuführen  ist.  Ein
Umstand, der immer wieder zu Protesten führt, wie zuletzt bei „Schule muss
anders“ oder den Lehrer:innenstreiks in Berlin zum TV Gesundheitsschutz
und TV-L. Auch beim Bafög, was für viele Student:innen ohne großartige
familiäre  Unterstützungsmöglichkeiten  die  einzige  Chance  ist,  sich  ein
Studium leisten zu können,  sollen 700 Millionen gestrichen werden.  Das
Ganze passiert u. a. durch eine weitere Verschärfung der Antragsstellung.
Dabei fällt dieses schon spätestens seit der Inflation zu gering aus und viele
Studierende gehen trotz  Bafögbezugs bereits  heute schon einem Minijob
nach, wo sie idR für Mindestlohn buckeln dürfen.

Gleichzeitig wird das Budget dort erhöht, wo die Ampel Jugendliche wohl
lieber haben würde als an den Universitäten: bei der Bundeswehr. Zwar liegt
die  Erhöhung  um  1,2  Milliarden  (auf  53  Milliarden)  unter  dem,  was



Kriegsminister Pistorius im Vorfeld gefordert hatte,  doch decken die 100
Milliarden Sondervermögen aus 2022 aktuell immer noch einen Großteil der
Bundeswehrausgaben, auch wenn diese bereits verplant sind. Dies soll sich
in den nächsten Jahren aber ändern: bis 2028 (also in der Zeit der nächsten
Regierung nach der Ampel) soll sich der Wehretat auf 80 Milliarden (pro
Jahr!!) erhöhen. Hierbei spricht man auch relativ offen von einer potentiellen
Kriegsvorbereitung  aufgrund  der  aktuellen  Weltlage.  Begleitet  wird  das
Ganze von Instagram-Posts, in denen Pistorius, Scholz, Lindner und Co. in
Uniform am Steuer von Kampfjets und Panzern posieren.

Doch warum das?
Dass  die  Bundesregierung  nicht  etwa  5,5  Millionen  Menschen  (plus
eventuelle Kinder etc.) in eine potentiell existenzgefährdende Lage bringen
oder die Schulen kaputtsparen müsste, wenn sie das „fehlende“ Geld einfach
aus den Taschen der Reichen nehmen würde, ist ihr nicht nur egal, es erfüllt
für sie vor allem eine wichtige Funktion. Nicht nur als Sparpolitik, sondern
auch als Mittel zur Durchsetzung dieser.

Für das Funktionieren des Kapitalismus, vor allem in Krisenzeiten, ist es
unabdingbar,  dass  es  den  Ärmsten  bzw.  den  Arbeitslosen  besonders
beschissen  geht.  Auf  der  einen  Seite,  damit  diese  aufgrund  ihrer
Verzweiflung als möglichst billige Arbeitskräfte bereitstehen und gleichzeitig
als sog. Reservearmee Druck auf die Lohnabhängigen mit Job ausüben. Da
durch Angst vor Kündigungen und dem somit möglichen Abrutschen in die
Arbeitslosigkeit  die  Gefahr  von  Streiks  und  Klassenkämpfen  für  die
herrschende  Klasse  gemindert  wird  und  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Arbeiter:innen sich verschärft. Das wird dann nochmal befeuert
durch  den  „Diskurs“  rund  um  Bürgergeldempfänger:innen,  welcher  zur
Spaltung innerhalb der Arbeiter:innenklasse führt und somit eine wichtige
ideologische Funktion erfüllt. Oft ist diese Hetze dann gleich noch gespickt
mit  rassistischen  Zusätzen,  einem  weiteren  spaltenden  Element.  Die
Bürgergeldempfänger:innen dienen hier also als Sündenbock, um die Kritik
an der Ampel zumindest etwas abzufedern. Immerhin, so scheint es für viele,
geht  es  jetzt  mal  den  „Nutznießern“  an  den  Kragen.  Doch  die  echten



Nutznießer in unserem System sind die Kapitalist:innen, die dank Lindner &
Co.  nun  noch  bessere  Bedingungen  für  ihre  Ausbeutungsmaschinerie
vorfinden.

Rechtsruck
Dieser unverhohlene Klassenkampf von oben ist nicht nur ein Ausdruck des
weltweiten Rechtsrucks, sondern wird in Bezug auf die AfD aller Voraussicht
nach  auch  ein  weiterer  Motor  dessen  sein.  Mehr  als  zurecht  sind  viele
Personen  in  der  Arbeiter:innenklasse  unzufrieden  und  wütend  über  ihre
Lage. Der neue Ampel-Haushaltsentwurf liefert einen weiteren Grund dazu.
Insbesondere die Jugend sieht zurecht keine Perspektive für sich und ihre
Zukunft.

Es  fehlt  eine  wahrnehmbare,  echte  linke  Alternative  zur  herrschenden
Politik, die für unzufriedene Jugendliche und Arbeiter:innen als Anlaufstelle
und  Ventil  fungieren  könnte.  Weswegen  wir  im  Hinblick  auf  die
Landtagswahlen  in  u.  a.  Sachsen  wahrscheinlich  das  Resultat  dessen,
nämlich eine Machtverschiebung unter den bürgerlichen Parteien zugunsten
der AfD, erleben werden.

Dagegen!
Das einzig dagegen wirklich wirkungsvolle Mittel ist in Bezug auf die Jugend
eine linke revolutionäre Jugendbewegung, die für eine echte Alternative zur
Ampel-Sparpolitik kämpft!

Dafür  brauchen wir  als  Jugend vor  allem die  politische Aktivität  an den
Orten, an denen wir uns tagtäglich bewegen und zwangsläufig mit anderen
Jugendlichen in Berührung kommen: unseren Unis, Ausbildungsplätzen und
vor allem unseren Schulen. Hier erleben wir auch direkt die Auswüchse des
Rechtsrucks  durch  rassistische,  queerfeindliche  und  sexistische
Diskriminierung  und  Unterdrückung.  Aber  auch  die  Auswirkungen  der
Ampelpolitik  in  Form von schlecht  ausgebautem ÖPNV, unterfinanzierten
Schulen,  überarbeiteten  Lehrkräften  und  statistisch  etwa  4,44
Mitschüler:innen pro Klasse (bei einer Klassengröße von 30), die unter der



Armutsgrenze leben.

Hier gilt es einzugreifen! Wir müssen aktiv werden gegen Abschiebungen,
Rechtsruck,  Ampelpolitik  und  Kapitalismus.  Dafür  müssen  wir  uns  in
Schulgruppen  zusammenfinden,  um  gegen  die  Probleme  vor  Ort
anzukämpfen und Kampforgane für Streiks zu schaffen. Diese müssen wir
nutzen, um eine kräftige Streikbewegung auf die Beine zu stellen, um ihren
Kürzungen,  Kriegsgelüsten  und  ihrer  Profitgier  nicht  nur  etwas
entgegenzusetzen, sondern letztendlich den Schritt zu gehen, ihre Ordnung
zu überwinden, den Kapitalismus zu stürzen!

Wir  fordern  deshalb  al le  l inken  Jugendorganisat ionen  und
Gewerkschaftsjugenden auf, sich dem Aufbau einer solchen Jugendbewegung
anzuschließen und ihre volle Mitgliedschaft zu aktivieren, um an den Orten,
wo  sie  sich  tagtäglich  aufhalten,  zu  mobilisieren!  Mit  unserer  geballten
Kampfkraft können wir uns gegen ihre Angriffe wehren!

Eine solche Jugendbewegung kann jedoch nur ein erster Schritt sein. Klar ist,
wenn wir  wirklich  für  eine  bessere  Zukunft  einstehen wollen,  muss  das
System  überwunden  werden,  das  uns  heute  noch  ausbeutet  und
diskriminiert: der Kapitalismus. Diesem setzen wir den Sozialismus entgegen.
Um diesen erkämpfen zu können, braucht es aber auch Kampforganisationen
der Jugend und Arbeiter:innenklasse,  also eine neue Jugendinternationale
und eine neue kommunistische Partei (organisiert in einer Internationalen)
und auch ein entsprechendes revolutionäres Programm.

Wir fordern:

Hunderte  Milliarden  für  unsere  Schulen,  Jugendclubs  und
Krankenhäuser statt Aufrüstung -Finanziert durch die Besteuerung
der Reichen!
AfD  zerschlagen  statt  verbieten:  Für  eine  Einheitsfront  aus
Schulstreiks,  Massenaktionen  und  politischen  Streiks  gegen  AfD,
Abschiebungen und Sparpakete statt Brandmauern mit der CDU!
Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein



Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Massiver  Ausbau  des  Schienennetzes  und  Rückbau  des
Straßennetzes! Kostenloser ÖPNV für alle!

Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP
und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
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Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort
„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass
überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen
können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen



stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und
„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.

Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht
der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern
unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,



wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten
Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch
gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen
Fragen an der Schule!



Was  und  wie  wir  lernen,
entscheiden wir!
Von Isma Johnson

Die Schule ist für die meisten ganz schön ätzend. Das liegt auch daran, dass
wir  Schüler_Innen  kaum  mitbestimmen  können,  welche  Inhalte  und
Fähigkeiten  wir  dort  lernen.  Stattdessen  wird  in  den  Lehrplänen  alles
aufgeschrieben, was in der gesamten Schulzeit unterrichtet werden soll, und
wir werden anschließend gezwungen, das alles irgendwie in 12 bis 13 Jahren
Schule  zu  schaffen.  Aber  warum  dürfen  wir  daran  eigentlich  nicht
mitbestimmen  und  wer  hat  aktuell  Kontrolle  über  die  Lehrpläne?

Das  sind  die  Ministerien  für  Bildung  in  den  einzelnen  Bundesländern,
zusammen mit  (unter  anderem)  Vertreter_Innen der  Wirtschaft,  also  des
Kapitals. Diese sollen Lehrpläne entwerfen, die uns möglichst gut auf die
Arbeit  vorbereiten.  Und obwohl  das  sinnvoll  klingt,  liegt  genau hier  das
Problem. Die Arbeitswelt im Kapitalismus wird nämlich von Kapitalist_Innen
bestimmt, für die die Arbeitenden die Profite erarbeiten. Eine Vorbereitung
auf diese Tätigkeit ist also nichts anderes als die Vorbereitung darauf, von
Kapitalist_Innen  kontrolliert  und  ausgebeutet  zu  werden.  Die
Arbeiter_Innenklasse  soll  also  im  Bildungssystem  auf  ihre  Aufgaben
vorbereitet  werden.  Auf  diese  Fähigkeiten  von  Arbeiter_Innen  sind
Kapitalist_Innen unbedingt angewiesen, ihnen diese beizubringen ist  aber
ziemlich teuer. Daher profitieren Kapitalist_Innen doppelt, wenn der Staat
das Bildungswesen übernimmt.

Wir  müssen  uns  also  durch  einen  Lehrplan  durchquälen,  der  für  die
Kapitalist_Innen – nicht für uns und unser Leben – ideal sein soll. Hier wird
immer  vorgezogen,  was  für  verschiedene  Berufe  mit  verschiedenen
Anforderungen verwertbar ist, wie zum Beispiel Informatik, die zunehmend
unterrichtet und in Lehrpläne einbezogen wird, weil sie auch fürs Arbeiten
wichtiger wird.  Was wir fürs Leben brauchen – zum Beispiel  Konsens in
Sexualkunde,  psychische  Gesundheit  oder  echte  demokratische
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Mitbestimmung – fällt  hinten runter.  Im Großen und Ganzen müssen wir
einen Unterricht aushalten, der so langweilig, autoritär und ungerecht ist,
dass wir auf die Hierarchien der Lohnarbeit eingestellt werden. Es zeigt sich:
Solange  es  eine  gute  Arbeiter_Innenklasse  produziert,  ist  es  dem
Schulsystem völlig egal, ob es uns psychisch krank und konstant gestresst
macht oder sonst wie auf‘s Leben vorbereitet. 

Aber geht es anders?

Deshalb lohnt es sich den Ministerien und “Expert_Innen für Wirtschaft” die
Kontrolle  über  unsere  Lehrpläne  zu  nehmen  und  den  Einfluss  der
Kapitalist_Innen  zu  hinterfragen.  Sie  sind  nicht  von  uns  gewählt,  sie
repräsentieren uns nicht und arbeiten offensichtlich auch nicht zu unserem
Besten.  Stattdessen müssen wir  die  Macht  über  unsere Schulen für  uns
selbst  beanspruchen,  also  für  alle  die  tatsächlich  in  die  Schule  gehen:
Schüler_Innen, Lehrer_Innen und an der Schule Beschäftigte.  Gemeinsam
könnten  wir  ausarbeiten,  was  für  uns  und  die  Gesellschaft  wichtige
Fähigkeiten und Themen sind, was wir lernen sollten und was wir lernen
wollen.  Da  die  Schule  aber  eben  nicht  losgelöst  von  der  Arbeitswelt
funktioniert,  können  wir  beginnen,  die  Frage  nach  Kontrolle  in  unseren
Schulen zu stellen, müssen sie aber auch weitertragen. Denn solange wir im
Kapitalismus leben, wird auch die Schule ihren Klassencharakter behalten,
unter  kapitalistischem Einfluss  stehen.  Aus  diesem Grund  bedeutet  eine
konsequente demokratische Kontrolle über die Lehrpläne auch eine Schule
gegen den Kapitalismus und ist ein Ausgangspunkt, um diese einzufordern.

Was könnte das bedeuten, eine nicht kapitalistische, sozialistische Schule?
Wir könnten sie grundsätzlich anders gestalten: Schule könnte die Interessen
und Talente der einzelnen Lernenden fordern und der Unterricht müsste
nicht  frontal  und  autoritär  gestaltet  sein,  sondern  kann  den  Raum  für
eigenständige Entfaltung geben. Dabei könnten Lehrer_Innen unterstützen,
anstatt autoritär und durch Frontalunterricht vorzugeben, was wir zu tun
und zu lernen haben. Leistungsterror und Notendruck könnten ein absurdes,
realitätsfernes Konzept werden, wodurch sich die psychische Gesundheit der
Lernenden wahrscheinlich deutlich verbessern würde. Wir müssten nicht für
uns  allein  stehen,  uns  durchkämpfen  und  individuell  bewertet  werden,



sondern könnten lernen, Aufgaben gemeinsam, kreativ und demokratisch zu
lösen. Im Prozess könnten wir außerdem lernen, gemeinsam demokratische
Entscheidungen  so  zu  treffen,  wie  es  auch  im  Rest  der  Gesellschaft
notwendig  ist.  Wenn  Schulen  nicht  mehr  alles  auf  kapitalistischer
Verwertungslogik aufbauen müssten, dann könnten sie nicht nur schöne und
freie  Orte  sein,  sondern  auch  mündige  und  eigenständige  Menschen
ausbilden.

Das mag jetzt utopisch und weit weg klingen und das ist es auch. Es ist aber
nicht unmöglich: Der erste Schritt  auf diesem Weg zu einer gerechteren
Schule  ist  die  Forderung  nach  einer  demokratischen  Kontrolle  über  die
Lehrpläne! Diese können wir nur gemeinsam mit unseren Lehrkräften und
allen in der Schule Beschäftigten durchsetzen. Das bedeutet einerseits, dass
wir  ihre Kämpfe in  den Gewerkschaften unterstützen und die  Frage der
Lehrpläne  in  diese  hineintragen.  Andererseits  müssen  wir  unsere
Mitschüler_Innen  überzeugen,  sich  diesem  Kampf  anzuschließen:  In
eigenständigen  Komitees  können  wir  gemeinsam  und  demokratisch
entscheiden,  wie  wir  es  schaffen,  die  Schüler_Innenschaft  unserer  und
anderer Schulen, hinter dieser Forderung zu versammeln: Kundgebungen,
Flyer, Podiumsdiskussionen können ein guter Anfang sein. Gemeinsam mit
den Lehrkräften haben wir dann die Macht, in einem Streik den gesamten
Schulalltag  lahmzulegen  und  die  Herrschenden können uns  nicht  länger
ignorieren.  Lasst  uns  also  gemeinsam  Widerstand  an  unseren  Schulen
organisieren  und  kapitalistischen  Leistungsterror  ein  für  alle  Mal  vom
Lehrplan streichen!

Interview  zu  Klimaaktivismus
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mit Cosmo,  Aktivistin bei  „End
Fossil“  Göttingen  und  der
„Letzten Generation“
Spätestens  nach  der  letzten  Razzia  bei  der  „Letzten  Generation“  und
Beschlagnahmung  der  Spendenkonten  sowie  dem  drohenden
Organisationsverbot durch den §129 sollte uns bewusst sein, dass der Angriff
gegen Klimaaktivismus in die nächste Runde geht.

EndFossil:Occupy  –  Besetzen
gegen die Klimakrise!
Von Lia Malinovski, Mai 2023

Seit dem 2. Mai sind deutschlandweit mehrere Besetzungen an Schulen und
Unis  im Gange oder  geplant.  In  Berlin  startete  End Fossil:  Occupy!  am
Dienstag, den 2. Mai, der Emil Fischer Hörsaal der Humboldt Universität
wurde besetzt! Mittlerweile wurde sich dort entschlossen, die Besetzung zu
beenden. In Hamburg begann die Besetzung des Hörsaals am Von-Melle-Park
9 (VMP9) der Universität  Hamburg am Mittwoch und hält  bis  heute an.
Seitens des Präsidiums der Uni war die Besetzung zunächst bis Montag den
8.  Mai  geduldet.  Wie  lange  die  Besetzung  nun  noch  durchhält,  ist  von
mehreren Faktoren abhängig. Darunter die Motivation der Besetzenden und
deren Errungenschaften. Die aktuelle Besetzungswelle ist aber nicht nur in
Deutschland,  sondern  international:  Neben  Besetzungen  in  Spanien  und
Italien finden auch Aktionen in Portugal und Tschechien statt.

EndFossil:  Occupy! (EFO) wirft mit seinen Besetzungen erneut die Frage
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nach  der  Strategie  und  der  Neuaufstellung  der  Umweltbewegung  in
Deutschland und international auf. Mit Antikapitalismus und der Aktionsform
der  Besetzung  sollen  neue  Gruppen  angesprochen  werden  und  die
Stagnation  der  Umweltbewegung,  die  sich  besonders  an  FFF  zeigt,
überwunden werden. Damit ist EFO nicht alleine: Ende Gelände, Extinction
Rebellion oder die Letzte Generation versuchen das ebenfalls, jeweils ihre
andere Art und Weise und mal mehr,  mal weniger erfolgreich.  Alle EFO
haben aber  eine Problematik  gemeinsam: Obwohl  in  Teilen ein  gewisser
Antikapitalismus vertreten ist, gibt es keine Perspektive zur Überwindung
des  Kapitalismus.  Es  wird  an  die  Politik  appelliert  oder  schlicht  zur
Organisierung und „Überwindung der Verhältnisse“ aufgerufen, ohne dabei
ein klares Ziel oder Weg dorthin zu formulieren. Um das zu verdeutlichen,
wollen  wir  hier  auf  einige  Forderungen  von  EFO Bundesweit  eingehen:
„Energieproduktion vergesellschaften!“. Im Erklärungstext zu der Forderung
sieht EFO, dass die Konzerne den kurzfristigen Profit an erster Stelle sieht,
auch wenn dabei die Lebensgrundlagen der Menschheit zerstört werden.

Sie  erkennen richtig,  dass  die  Produktion  in  den  Händen von  einzelnen
Konzernen und deren Bossen nicht im Interesse der Mehrheit, besonders der
Arbeiter_Innen ist. Aber geht es darum, das zu verändern, schließen sie sich
der Forderung „RWE&Co. Enteignen“ an.  Dabei  ersetzen sie den Begriff
Enteignung  durch  Vergesellschaftung,  klären  aber  nicht  die  Frage  der
Kontrolle. In den Händen des Staates wird die Energieproduktion nicht im
Interesse der Mehrheit, dem Proletariat, organisiert, sondern zur Sicherung
der Profite anderer Wirtschaftsbranchen, siehe hier Vattenfall. Damit ist es
auch  keine  Forderung,  die  im Interesse  der  Umweltbewegung ist:  Denn
Profite  für  wenige  gehen  immer  auf  Kosten  der  Mehrheit,  ohne
Rücksichtnahme auf die Umwelt. Die Forderung muss also durch die Frage
der Kontrolle über die (Energie) Produktion ergänzt werden. Wir schlagen
hier vor, dass Konzerne wie RWE und Co unter demokratische Kontrolle der
Beschäftigten  enteignet  wird,  realisiert  durch  die  Organisierung  der
Arbeiter_Innen  in  Betriebskomitees.

Auch wenn wir  Kritik  an  den Forderungen haben,  die  nicht  weit  genug
gehen, sind sie ein großer Schritt in die richtige Richtung: Denn während



FFF und die  Letzte  Generation an die  Politik  auffordern,  geht  EFO den
Schritt weiter zu sagen,, dass reines Appellieren nicht reicht! Sie machen
deutlich,  dass  es  Selbstorganisierung  braucht  in  Form  von  Streiks  und
Besetzungen, an Schulen und Unis und langfristig auch im Betrieb!

Wie  muss  es  mit  den  Besetzungen
weitergehen?
Die  Berliner  Besetzung  hat  sich  mittlerweile  aufgelöst,  die  Hamburger
Besetzung geht in die Verhandlungen und Besetzungen in anderen Städten
beginnen  erst  jetzt.  Optimalerweise  hätten  sich  die  Städte  konsequent
abgesprochen sollen, dass alle Besetzungen gleichzeitig starten, aber das ist
bei  einer  jungen  Bewegung  nicht  immer  leicht.  Es  hätte  jedoch  eine
bundesweite Planung gebraucht, die das gesamte Geschehen koordiniert und
in Verhandlungen nicht  nur als  absprechende Position,  sondern auch als
leitende fungiert. Damit könnte die Einhaltung der Forderungen kontrolliert,
und die Aufmerksamkeit für die Besetzungen entscheidend erhöht werden.

Für die Berliner Besetzung gilt einerseits, dass sich das Bündnis ausweiten
sollte und auf erneute Besetzungen vorbereiten muss, bis die Forderungen
erfüllt sind. Für Hamburg und die jetzt Startenden gilt andererseits, dass sie
sich vor der Uni nicht klein machen dürfen, sondern auf ihren Forderungen
beharren  müssen!  Aber  sie  müssen  sich  auch  mit  den  studentisch
Beschäftigten vereinen, denn wenn die anstehenden Streiks noch mit den
Besetzungen verbunden werden, kann die Uni nicht länger wegsehen oder
die Besetzung isolieren! So können die Verhandlungen rund um TV Stud eine
Möglichkeit sein sich aktiv mit den Beschäftigten, zunächst denen an der
eigenen  Uni,  zu  solidarisieren  und  gemeinsam  zu  kämpfen!  Deren
Forderungen durch Besetzungen zu untermauern und sie  gleichzeitig  als
Verbündete im Kampf für Klimagerechtigkeit zu gewinnen! Außerdem ist es
zentral sich auch mit Arbeiter_innen aus anderen Bereichen in Verbindung zu
setzen, wie es zwischen den ÖPNV-Streikenden und linken Ortsgruppen von
Fridays  for  Future  bereits  geschehen ist!  Denn nur  gemeinsam mit  den
Arbeiter_innen ist  es  möglich die  Kraft  zu erlangen,  die  es  braucht,  um
Klimagerechtigkeit durchzusetzen!



Richtigerweise  fordert  EFO  auch  einen  Klimageneralstreik.  Streiks  und
Besetzungen müssen bis zu einem Generalstreik geführt werden, der die
Macht des fossilen Kapitalismus bricht und eine ökologische Transformation
unter Kontrolle der Arbeiter_innen und Jugendlichen ermöglicht!


